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Wirtschaftspolitische Entscheidungen im Sommer 1985 

I. Anlaß der Stellungnahme 

1. In der Öffentlichkeit wird intensiv und strittig 
darüber diskutiert, was gegenwärtig zur Festigung 
des konjunkturellen Aufschwungs und zur Vermin-
derung der hohen Arbeitslosigkeit wirtschaftspoli-
tisch geboten ist. Von vielen Seiten werden Vor-
schläge gemacht und Maßnahmen gefordert, die 
zum Teil stark voneinander abweichen und die oft 
auf ebensoviel Zustimmung wie Ablehnung stoßen. 
Unsicherheit hat sich eingestellt. 

— Die Erwartung, der seit zweieinhalb Jahren an-
haltende Aufschwung werde zur Verminderung 
der Arbeitslosigkeit führen, ist bisher enttäuscht 
worden. Dadurch haben Forderungen, mit öf-
fentlichen Ausgabenprogrammen und anderen 
Maßnahmen, insbesondere Steuersenkungen, 
auf den Abbau der Arbeitslosigkeit hinzuwirken, 
neue Nahrung erhalten. 

— Immer wieder wird die Sorge geäußert, daß der 
Konjunkturmotor Export schon bald ins Stot-
tern geraten könne, weil mit dem Fortdauern 
des massiven Ungleichgewichts in der amerika-
nischen Leistungsbilanz die Gefahr einer abrup-
ten Korrektur des Dollarkurses und dadurch 
ausgelöster Beeinträchtigungen des Welthan-
dels sowie das Risiko von Störungen auf den 
internationalen Finanzmärkten zunehmen. 

2. Es ist zu befürchten, daß die Wirtschaftspolitik 
unter starkem Handlungsdruck Entscheidungen 
trifft, die schnelle Ergebnisse am Arbeitsmarkt be-

zwecken, die sich aber schon bald als nachteilig für 
die wirtschaftliche Entwicklung herausstellen. Die 
Bemühungen um einen dauerhaften Abbau der Ar-
beitslosigkeit würden dadurch erschwert. Es be-
steht ohnehin nicht der Eindruck, als verfolge die 
Wirtschaftspolitik in Bund und Ländern gegenwär-
tig unbeirrt ein konsistentes und glaubwürdiges 
Konzept zur Kräftigung des Wachstums und zur 
Verminderung der Arbeitslosigkeit. Vielmehr 
scheint sich eine Neigung zu Ad-hoc-Maßnahmen, 
mit denen auf Einzelentwicklungen und besondere 
Ereignisse reagiert wird, und zu sektorspezifischen 
Maßnahmen auszubreiten, die sich einem klaren, 
eindeutigen Kurs schwerlich zurechnen lassen. Die 
Haushaltsdisziplin droht verlorenzugehen: Seit 1983 
sind dauerhafte Mehrausgaben in Höhe von vielen 
Milliarden Mark für Transferleistungen, insbeson-
dere Subventionen, beschlossen worden. Mit ihrem 
Veto gegenüber einer Getreidepreissenkung in der 
Europäischen Gemeinschaft hat die Bundesregie-
rung ihre Bereitschaft bekundet, die Subventionen 
für die Landwirtschaft erneut aufzustocken. 

3. Die Sorge, daß es zu Fehlentwicklungen kom-
men wird, hat den Sachverständigenrat gemäß § 6 
Abs. 2 des Gesetzes über die Bildung eines Sachver-
ständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung veranlaßt, zum gegenwär-
tigen Handlungsbedarf aus der Sicht einer Wirt-
schafts- und Finanzpolitik Stellung zu nehmen, die 
der Dauerhaftigkeit des Erfolgs bei der Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit höchsten Rang einräumt. 
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II. Perspektiven der Entwicklung 

Lage und Entwicklung der Gesamtwirtschaft 

4. Nach unserem Urteil sind die Auftriebskräfte 
nicht schwächer geworden, und wir gehen davon 
aus, daß sich der Aufschwung auch im Jahre 1986 
fortsetzen wird. 

Die Störungen zu Jahresbeginn 1985 haben nicht 
lange angehalten; die deutsche Volkswirtschaft 
dürfte im weiteren Verlauf dieses Jahres kräftig 
wachsen. Aufs Jahr gesehen wird das Sozialprodukt 
in realer Rechnung um 2 1/2 vH bis 3 vH höher aus-
fallen als im Vorjahr. Damit bestätigt sich unsere 
Einschätzung im Ganzen. 

Die bisherige Entwicklung entspricht auch unserer 
Einschätzung hinsichtlich des Grundmusters dieses 
Aufschwungs: Die Exporte und die Ausrüstungsin-
vestitionen treiben die Konjunktur, ja, unsere zu-
versichtlichen Prognosen werden hier noch über-
troffen. Hingegen müssen wir unsere ohnehin ge-
dämpften Erwartungen für die Bauinvestitionen 
noch weiter herabsetzen, und der private Verbrauch 
wird bislang von der Expansion nicht mitgezogen, 
wie wir gehofft hatten. Die Anzahl der Arbeitslosen 
wird im Jahr 1985 entgegen unseren Schätzungen 
nicht niedriger ausfallen als im Vorjahr. 

5. Die Unternehmen werden ihre Ausrüstungsin-
vestitionen im Jahre 1985 um mehr als 10 vH stei-
gern. Aufträge, Inlandsumsätze und Einfuhren von 
Investitionsgütern sind in den letzten Monaten 
kräftig gestiegen, und die Investitionspläne sind 
weiter nach oben korrigiert worden. Die Ausfuhren 
konnten unerwartet stark ausgeweitet werden. Von 
einer zweistelligen Rate dürfte der Zuwachs in die-
sem Jahr nicht weit entfernt sein. 

6. Die Bautätigkeit wird 1985 um über 5 vH niedri-
ger ausfallen als im Vorjahr. Die Erwartung, daß 
die Bauwirtschaft der angelaufenen Konjunktur 
folgt, hat sich nicht bestätigt. Der Wohnungsbau ist 
tief abgesackt, und an den Aufträgen wird noch 
keine Belebung sichtbar. Die wichtigsten Gründe 
dafür sind nach wie vor: unverkaufte Neubauten, 
unvermietete Neubauwohnungen, zu hohe Zinsen, 
zu hohe Baukosten. Aber auch im Wirtschaftsbau 
nehmen die Aufträge nur schwach zu. Die öffentli-
chen Stellen erhöhen ihre Aufträge seit einem hal-
ben Jahr nicht mehr. Der tiefe Einbruch der Bautä-
tigkeit zu Jahresbeginn dürfte im Laufe des Jahres 
nur teilweise wieder aufgeholt werden. 

7. Die Verbraucher, die in den ersten drei Mona-
ten des Jahres 1985 nominal kaum mehr ausgege-
ben haben als im gleichen Vorjahreszeitraum, wer-
den ihre Ausgaben in den nächsten Monaten spür-
bar ausweiten. Die Ausgabenschwäche zu Jahresbe-
ginn wurzelte zu einem guten Teil in der Verunsi-
cherung beim Autokauf. Eine Rolle hat auch die 
schwache Entwicklung der Beschäftigung gespielt. 
In den nächsten Monaten dürfte sich beides jedoch 
zum Positiven hin ändern. Außerdem wird die 
Kaufkraft der Verbraucher in der zweiten Jahres-
hälfte in geringerem Umfang durch Preissteigerun-

gen geschmälert werden als in den ersten Monaten 
dieses Jahres. Im Jahre 1985 werden die privaten 
Haushalte real nur um 1 vH mehr für Waren und 
Dienste aufwenden als im Vorjahr. 

8. Zu den günstigen Faktoren gehört, daß insbe-
sondere die von der Abwertung der D-Mark ausge-
henden preissteigernden Impulse entfallen. Wir er-
warten, daß sich nun wieder eine ruhigere Grund-
tendenz durchsetzt. Mit einer allmählichen Aufwer-
tung der D-Mark wird der Wettbewerb aus dem 
Ausland wieder schärfer. Auch die Lohnstückko-
sten werden nur geringfügig steigen. Wir erwarten, 
daß sich der Preisauftrieb abschwächt, ohne die Ge-
winnmargen zu beeinträchtigen. Zum Jahresende 
dürften die Verbraucherpreise nicht viel mehr als 
2 vH über dem Niveau des Vorjahres liegen. 

9. Auch für das Jahr 1986 erwartet der Sachver-
ständigenrat eine günstige wirtschaftliche Entwick-
lung. Eine Abschwächung des Wachstums halten 
wir nach unseren Berechnungen nicht für wahr-
scheinlich. 

Dieser Einschätzung liegen insbesondere die fol-
genden Annahmen zugrunde: 

— Der Welthandel dürfte 1986 wie im laufenden 
Jahr mit einer Rate von 5 vH wachsen. Die Kor-
rektur des finanzpolitischen Kurses in den Ver-
einigten Staaten wird sich in kleinen Schritten 
vollziehen. Damit werden aber auch die Bela-
stungen nur allmählich kleiner, die in der übri-
gen Welt infolge der scharfen Expansionspolitik 
der Vereinigten Staaten spürbar sind. Mit einem 
Zusammenbruch des Vertrauens der internatio-
nalen Kapitalanleger in den amerikanischen 
Dollar und einem rapiden Verfall des Dollarkur-
ses rechnen wir nicht. 

— Wir erwarten, daß es im Europäischen Wäh-
rungssystem zu einer Aufwertung der D-Mark 
kommt. In Europa haben sich jetzt schon be-
denkliche Ungleichgewichte im Außenhandel 
herausgebildet. Frankreich und mehr noch Ita-
lien weisen hohe Defizite in der Leistungsbilanz 
auf, während die Bundesrepublik schon 1985 ei-
nen außerordentlich hohen Überschuß verzeich-
nen dürfte, der gemessen am Bruttosozialpro-
dukt in der Größenordnung von 1 1/2 vH liegt. 
Dies ist zum Teil das Ergebnis der Unterschiede 
in den Inflationsraten bei festen Wechselkur-
sen. 
Die D-Mark dürfte gegenüber dem Dollar und 
den europäischen Währungen zusammengenom-
men etwas stärker aufgewertet werden, als es 
dem Unterschied zwischen den niedrigeren 
Preissteigerungsraten in der Bundesrepublik 
und den höheren im Ausland entspricht. 

10. Bei unseren Einschätzungen für 1986 sind wir 
von folgenden wirtschaftspolitisch bedeutsamen 
Entscheidungen in der Bundesrepublik ausgegan-
gen: 

— Die erste Stufe der Steuersenkung im Umfang 
von 10 Mrd DM wird 1986 vollzogen; das Steuer- 
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senkungsgesetz ist verabschiedet und gehört zu 
den Bedingungen der Status-Quo-Prognose. Der 
Ausgabenanstieg von Bund, Ländern und Ge-
meinden wird sich im Rahmen von 3 vH halten. 
Nicht in unsere Prognose eingestellt sind kon-
junkturpolitische Maßnahmen. 

Die Bundesbank wird auf eine etwas stärkere 
Expansion der Zentralbankgeldmenge hinwir-
ken und die von den internationalen Kapital-
märkten ausgehenden Zinssenkungstendenzen 
unterstützen. Der Sachverständigenrat hatte im 
Herbst vergangenen Jahres eine Ausweitung 
der bereinigten Zentralbankgeldmenge für 1985 
und danach mit einer Rate von 4 1 /2 vH bis 5 vH 
für angemessen gehalten. Bis zum Mai dieses 
Jahres expandierte die bereinigte Zentralbank-
geldmenge nur mit einer Jahresrate von 3,2 vH. 

Die Tariflöhne je Stunde werden 1986 nicht stär-
ker angehoben als in diesem Jahr. 

11. Die Verbraucher dürften ihre Ausgaben stär-
ker steigern als 1985, weil die Nettoeinkommen ins-
besondere durch die Steuersenkung kräftiger zu-
nehmen werden. Ob höhere Einkommen auch zu 
entsprechend höheren Konsumausgaben führen, ist 
zwar ungewiß, der Nettoeinkommensanstieg wird 
aber — trotz höherer Sozialbeiträge — noch so be-
trächtlich sein, daß selbst mit einer mäßigen Erhö-
hung der Sparquote noch ein höherer Anstieg der 
Konsumausgaben als 1985 einherginge. Da sich der 
Anstieg der Verbraucherpreise wegen der von den 
Einfuhrpreisen ausgehenden preisdämpfenden Ein-
flüsse aus dem Ausland und wegen des weiterhin 
geringen Kostenauftriebs nicht beschleunigen dürf-
te, werden die Verbraucherausgaben voraussicht-
lich auch in realer Rechnung kräftiger expandieren 
als in diesem Jahr. 

In der Bauwirtschaft dürfte der Tiefpunkt kaum vor 
Anfang 1986 erreicht werden. Die schwache Erho-
lung, die auf niedrigem Niveau dann einsetzen 
könnte, dürfte im wesentlichen von den Aufträgen 
für Wirtschaftsbauten und von den Aufträgen der 
öffentlichen Hand getragen sein. Im Wohnungsbau 
ist eine höhere Nachfrage nach Neubauten nicht zu 
erwarten. Sie könnte sogar noch weiter zurückge-
hen, während die Modernisierung und die Pflege 
des Bestandes an Gewicht zunehmen. 

Gleichbleibend optimistisch beurteilen wir die Ent-
wicklung der Ausrüstungsinvestitionen. Wir schät-
zen für das nächste Jahr, daß die Wettbewerbsbe-
dingungen, die günstige Ertragslage und die weiter-
hin aufwärts gerichteten Absatzerwartungen gute 
Voraussetzungen dafür sind, daß der Investitions-
schub anhält. Der Anstieg dürfte ähnlich steil sein 
wie 1985. 

Die Ausfuhr wird im kommenden Jahr nicht mehr 
ganz so stark zunehmen wie in diesem Jahr. Im 
ersten Halbjahr 1985 war die Ausfuhr in realer 
Rechnung schätzungsweise um 10 vH höher als im 
entsprechenden Vorjahreszeitraum. Hier gehört 
eine Annäherung an das Wachstumstempo des 
Welthandels zu den plausiblen Schätzurteilen für 
die Entwicklung im Jahre 1986. 

Binnenwirtschaftliche und außenwirtschaftliche 
Tendenzen werden also im nächsten Jahr voraus-
sichtlich nicht mehr weiter auseinanderlaufen. 

Insgesamt wird sich das reale Bruttosozialprodukt 
1986 in ähnlichem Ausmaß erhöhen wie in diesem 
Jahr. 

12. Unter solchen gesamtwirtschaftlichen Bedin-
gungen wird die Anzahl der Beschäftigten weiter 
ansteigen. Das bedeutet freilich nicht, daß die Ar-
beitslosigkeit im gleichen Ausmaß zurückgehen 
wird. Die Anzahl der Personen im erwerbsfähigen 
Alter nimmt nämlich auch im nächsten Jahr noch 
weiter zu. Zu einer Verringerung des Arbeitsange-
botes dadurch, daß ausländische Arbeitnehmer ab-
wandern, wird es wohl per saldo nicht mehr kom-
men. Schließlich ist zu erwarten, daß die Erwerbs-
beteiligung weiter ansteigt, nicht zuletzt auch des-
halb, weil mehr Arbeitnehmer wieder Arbeit su-
chen, die zeitweise jegliche Suche aufgegeben hat-
ten. 

Trotz allem dürfte die Anzahl der Arbeitslosen im 
Jahre 1986 zurückgehen, möglicherweise aber nur 
geringfügig. 

Lage und Entwicklung der öffentlichen Haushalte 

13. Die finanzielle Lage der öffentlichen Haus-
halte hat sich als weniger günstig herausgestellt, 
als dies Ende 1984 zu erwarten war. Das Bild ist 
allerdings sehr differenziert, denn die Entwicklung 
ist bei den Sozialversicherungen ungünstiger als 
bei Bund, Ländern und Gemeinden; und die Fehl-
entwicklungen konzentrieren sich auf einzelne Be-
reiche, wie das Gesundheitswesen, die Subventio-
nen und die öffentlichen Investitionen. 

14. Die Haushaltslage bei der Krankenversiche-
rung und bei der Rentenversicherung hat sich ver-
schlechtert. Für beide zusammen ergab sich im 
Jahre 1984 ein Fehlbetrag von 7,3 Mrd DM. Die Aus-
gaben der gesetzlichen Krankenversicherung sind 
beunruhigend angestiegen, und die zuständigen In-
stanzen haben lediglich mit Ad-hoc-Maßnahmen 
reagiert und noch kein stimmiges Konzept zur Lö-
sung der Probleme vorgelegt. Im vergangenen Jahr 
hat die Krankenversicherung Rücklagen abgebaut, 
die einer Größenordnung von mehr als 0,3 Prozent-
punkten Beitragssatz entsprechen. In diesem Jahr 
werden die Beiträge um 0,3 Prozentpunkte erhöht, 
und dennoch dürften die Rücklagen weiter abge-
baut werden. Es ist absehbar, daß die Beiträge der 
Krankenversicherungen weiter erhöht werden 
müssen, wenn Reformen ausbleiben. 

15. Bei Bund, Ländern und Gemeinden hat sich 
die Haushaltslage 1984 und 1985 weiter verbessert; 
die Fortschritte waren aber kleiner als im Herbst 
erwartet. Zu den damaligen Erwartungen gehörte, 
daß das strukturelle Defizit 1984 vollständig abge-
baut würde und die Haushaltspolitik durch eine 
fortgesetzte Rückführung der Defizite bereits 1985 
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für die weitere Zukunft neuen Handlungsspielraum 
eröffnete, und zwar in der Größenordnung von 
6 Mrd DM. In der Jahresabrechnung belief sich das 
strukturelle Defizit 1984 dann doch noch auf etwa 
4 Mrd DM. 

Der gesamte Fehlbetrag der Haushalte von Bund, 
Ländern und Gemeinden wird 1985 schätzungs-
weise 36 Mrd DM betragen; im vergangenen Jahr 
waren es noch 46 Mrd DM gewesen. (In der Abgren-
zung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
dürfte der Finanzierungssaldo 26 Mrd DM, nach 
37,5 Mrd DM im Vorjahr, betragen.) Dieser Rück-
gang spiegelt aber nur eine kleine Veränderung des 
strukturellen Defizits der Haushalte, er ist ganz 
überwiegend Reflex automatischer Haushaltsentla-
stungen: Mehrausgaben und Mindereinnahmen, die 
auf die Unterauslastung des Produktionspotentials 
zurückgehen, entfallen. Außerdem vermindert sich 
die Haushaltsbelastung, weil die befristete Investi-
tionszulage an die Unternehmen ausläuft; diese 
Zahlungen betrugen 1984 noch mehr als 4 Mrd DM. 
Schon im vergangenen Jahr ist das strukturelle De-
fizit nur noch geringfügig abgebaut worden. Die 
großen Schritte hatte es 1982 und 1983 gegeben. Das 
strukturelle Defizit dürfte 1985 noch 2 Mrd DM be-
tragen. 

Wenn im Jahre 1986 nur die erste Stufe der Steuer-
senkung vollzogen wird und die Ausgaben um nicht 
mehr als 3 vH steigen werden, errechnet sich für 
die Gebietskörperschaften ein Fehlbetrag, der nur 
wenig niedriger ist als das für 1985 erwartete Defi-
zit. Aus konjunkturellen Gründen müßte das Defizit 
zwar weiter sinken. Weil aber die Steuerquote im 
nächsten Jahr stärker zurückgehen wird als die 
Staatsquote, kommt es zu einem Wiederanstieg des 
strukturellen Defizits, das wir für 1986 auf etwa 
9 Mrd DM veranschlagen. 

16. Die Struktur der Ausgaben von Bund, Ländern 
und Gemeinden hat sich ungünstig entwickelt. Die 
öffentlichen Investitionen werden in diesem Jahr 
nur wenig erhöht, und für das nächste Jahr sind 
nach dem derzeitigen Stand nur geringfügig höhere 
Haushaltsansätze zu erwarten. Die Subventionen 
sind auf allen Ebenen stark ausgeweitet worden, 
ein großer Teil davon begünstigt die Landwirt-
schaft. Die Tatsache, daß die Bundesregierung sich 
bei den Agrarverhandlungen in Brüssel gegen not-
wendige Preissenkungen gestellt hat, zeigt die Be-
reitschaft, künftig noch mehr Subventionen zu zah-
len. Ohnedies ist zu erwarten, daß die Ausgaben zur 
Finanzierung der Europäischen Gemeinschaften 
stark zunehmen werden. Der programmierte An-
stieg der Subventionen im nächsten Jahr dürfte 
durch die absehbare Verminderung einiger Subven-
tionen nicht aufgefangen werden. Bei den Soziallei-
stungen, die bis zuletzt mäßig ausgeweitet wurden, 
gibt es ebenfalls eine Reihe neuer Ausgabenbe-
schlüsse, die alsbald haushaltswirksam werden. 

Nimmt man alles zusammen, dann muß befürchtet 
werden, daß die Gesamtausgaben in den nächsten 
Jahren stärker steigen als bisher geplant. 

III. Aufgaben der Wirtschafts- 
und Finanzpolitik 

Zur wirtschaftspolitischen Orientierung 

17. Aus der Analyse der Lage der deutschen Wirt-
schaft und der absehbaren Entwicklung für das 
nächste Jahr läßt sich keine Sorge vor einer baldi-
gen Konjunkturabschwächung herleiten. Es besteht 
kein Anlaß für konjunkturpolitisches Handeln. 
Auch einen weltwirtschaftlichen Schock, der Kri-
senmanagement erfordern könnte, erwarten wir für 
die nächste Zeit nicht. 

Dagegen besteht Bedarf an einer entschlossenen 
Wachstumspolitik. Das Vertrauen der Öffentlich-
keit kann die Wirtschaftspolitik nur durch eine 
überzeugende Konzeption und durch Kurstreue ge-
winnen. Die Konzeption muß mittelfristig angelegt 
sein, und sie muß mit allen Maßnahmen darauf 
abzielen, die Wachstumskräfte zu stärken und Frik-
tionen zu vermindern, die der Nutzung von Wachs-
tumschancen entgegenstehen. 

Ad-hoc-Maßnahmen haben darin keinen Platz. 
Wirtschaftspolitisches Handeln sollte stets in mit-
telfristige Vorstellungen eingebunden sein. 

18. Die hohe Arbeitslosigkeit ist bedrückend. Es 
gibt keine Therapie, die zugleich schnell, durchgrei-
fend und dauerhaft Abhilfe schaffen könnte (JG 84 
Ziffern 288 ff.). Dies hat seinen Grund darin, daß die 
gegenwärtige Arbeitslosigkeit nicht mit einer nied-
rigen Auslastung der Sachkapazitäten einhergeht; 
sie ist in ihrem Kern nicht konjunkturbedingt. Viel-
mehr ist die Wachstumsdynamik zu schwach, als 
daß für das gestiegene und weiter steigende Ar-
beitskräfteangebot genügend produktive Arbeits-
plätze entstehen könnten. Die Überlegungen, wie 
die Arbeitslosigkeit dauerhaft zu beseitigen ist, 
müssen von dieser Erkenntnis ausgehen. 

19. Dies gilt auch, wenn einzelne Branchen in eine 
Krise geraten. Es besteht dann eine starke Neigung, 
hier gezielt einzugreifen. Dabei muß man aber se-
hen: Sektorale Wirtschaftspolitik hat die strukturel-
len Verwerfungen, die heute das Wachstum unserer 
Wirtschaft beeinträchtigen, mitverschuldet. Sekto-
rale Investitionsförderung und sektorale Beschäfti-
gungsprogramme verzerren nicht nur den Wettbe-
werb, sondern sie verlängern auch die Anpassungs-
krise des Sektors, verschärfen sie oft sogar. Die 
Bauwirtschaft liefert ein anschauliches Beispiel. 
Die jahrzehntelange Förderung des Wohnungsbaus 
hat zunächst ein übersteigertes Wachstum der Bau-
kapazitäten begünstigt und diese später, obwohl 
sich eine längerfristige Schrumpfung der Nach-
frage anbahnte, auf zu hohem Niveau konserviert. 
Durch befristete Hilfen wurde die Unstetigkeit von 
Nachfrage und Produktion in der Bauwirtschaft 
nicht behoben, sondern, im Gegenteil, zuweilen 
noch verstärkt. Der jüngste Fall: Soweit die Stüt-
zung des Wohnungsbaus durch die Maßnahmen 
vom Herbst 1982 dazu beigetragen hat, daß Bauauf-
träge früher als ursprünglich geplant vergeben wur-
den, fällt diese Nachfrage heute aus, so daß die 
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ohnehin schwierige Situation im Baugewerbe jetzt 
noch verschlimmert worden ist. 

Sektorspezifische Probleme sollten also die Aus-
richtung der Wirtschaftspolitik nicht länger bestim-
men; die Wirtschaftspolitik sollte sich vielmehr 
stets an dauerhaft wichtigen Aufgaben orientieren 
(Ziffer 32). So muß man beispielsweise den Umwelt-
schutz um dieser Aufgabe willen verbessern, nicht 
aber um der Bauwirtschaft willen. 

Finanzpolitischer Handlungsbedarf 

20. Die Finanzpolitik muß die Konsolidierung kon-
sequent fortsetzen und die Umstrukturierung der 
öffentlichen Haushalte (qualitative Konsolidierung) 
entschlossen in Angriff nehmen. 

Der Sachverständigenrat hat in seinen früheren 
Gutachten wiederholt darauf hingewiesen, daß das 
Wirtschaftswachstum gestärkt werden muß und 
daß es hierzu erforderlich ist, die Staatsquote zu 
senken; anderenfalls könnte der fortgesetzte Abbau 
der Haushaltsdefizite nur dadurch erkauft werden, 
daß die Abgabenquote erhöht wird. Hohe sowie stei-
gende Steuern und Sozialausgaben bremsen die 
Wachstumsdynamik nicht weniger als ein Zinsauf-
trieb, der von der Staatsverschuldung ausgelöst 
wird. Die Konsolidierungspolitik darf sich deshalb 
nicht nur darauf beschränken, die Haushaltsfehl-
beträge abzubauen, um das Zinsniveau zu drücken, 
sondern sie muß darüber hinaus auch die Belastung 
durch Abgaben aller Art senken, damit die Wachs-
tumskräfte nachhaltig gestärkt werden. 

Um dieses Ziel zu erreichen, genügt es nicht, den 
Ausgabenanstieg auf allenfalls 3 vH zu begrenzen, 
wie es die mittelfristige Finanzplanung vorsieht. 
Dies senkt zwar die Staatsquote, nicht weniger 
dringlich ist es aber, die Struktur der Ausgaben und 
Ausgabenregelungen sowie die Struktur der Ein-
nahmenregelungen zu verändern. Leistungsbereit-
schaft und Investitionsneigung lassen sich erhöhen, 
wenn — insoweit aufkommensneutral — das Steu-
ersystem umstrukturiert und Steuervergünstigun-
gen abgebaut werden, beides mit dem Ziel, den An-
stieg sowie die absolute Höhe der Grenzsteuersätze 
bei der Einkommensbesteuerung zu senken und die 
auf Investitionen lastenden Steuern zu verringern. 
Der notwendige strukturelle Wandel kann gefördert 
werden, indem die Staatsausgaben umgeschichtet, 
insbesondere die Subventionen zügig abgebaut und 
wieder mehr Mittel für öffentliche Infrastrukturin-
vestitionen eingesetzt werden. 

21. Die Haushaltsfehlbeträge sind namentlich in 
den Jahren 1982 und 1983 rasch abgebaut worden. 
Die Finanzpolitik hat dadurch wieder Handlungs-
spielraum gewonnen; wie er genutzt werden kann, 
hat der Sachverständigenrat in seinem letzten Jah-
resgutachten in drei Optionen verdeutlicht (JG 84 
Ziffern 439 ff.). Die erste Option geht von einer kon-
stanten Staatsquote aus und entspricht nicht den 
Zielen, die in den mittelfristigen Finanzplanungen 
der meisten Gebietskörperschaften anvisiert wer- 

den. Sie ist nicht darauf gerichtet, das Wirtschafts-
wachstum zu beleben. 

Bei der zweiten und bei der dritten Option wurde 
unterstellt, daß die Staatsquote gesenkt wird, wie es 
dem erklärten politischen Willen entspricht. Bei der 
zweiten Option wird die Steuerquote konstant ge-
halten und die (konjunkturbereinigte) Kreditfinan-
zierungsquote vermindert. Diese bleibt dagegen bei 
der dritten Option konstant. Dafür sinkt die Steuer-
quote. Der Sachverständigenrat schätzt diese bei-
den Wege zur Belebung der Wirtschaftsdynamik — 
und alle Wege zwischen ihnen — gleichwertig ein, 
soweit sie jeweils angemessen durch die Umstruk-
turierung der Haushalte ergänzt werden (JG 84 Zif-
fer 487). 

22. Tatsächlich ist die Ausgabenstruktur der öf-
fentlichen Haushalte verschlechtert worden. Entge-
gen allen Absichtserklärungen haben die Subven-
tionen im Jahre 1984 erheblich zugenommen, stär-
ker noch, als es in der Haushaltsplanung ohnehin 
vorgesehen war. Diesem Umstand ist es auch im 
wesentlichen zuzuschreiben, daß das strukturelle 
Defizit bei den Gebietskörperschaften noch nicht 
vollständig abgebaut wurde, wie es der Sachver-
ständigenrat im letzten Jahresgutachten erwartet 
hatte. Zusammen mit der defizitären Entwicklung 
bei den Sozialversicherungsträgern war der Fehl-
betrag im gemeinsamen Haushalt um 10 Mrd DM 
größer, als es der Sachverständigenrat für 1984 ein-
geschätzt hatte (Ziffer 15). 

Die gestiegene Ausgabenbelastung der gesetzlichen 
Krankenversicherungen hat auch eine weitere ne-
gative Konsequenz: Im Jahre 1985 sind die Bei-
tragssätze der Sozialversicherungen erhöht wor-
den; für 1986 muß mit weiteren Anhebungen ge-
rechnet werden. Die Beitragslast wird also steigen 
und die belebende Wirkung der für 1986 vorgesehe-
nen Steuersenkung abschwächen. Bei der Würdi-
gung der Stärke dieses Effektes muß auch berück-
sichtigt werden, daß die für 1986 vorgesehene Steu-
eränderung die Lohnsteuerlast ohnehin nur um 
rund 9 Mrd DM vermindern wird, während die Ein-
nahmen aus der Lohnsteuer allein seit der letzten 
Tarifermäßigung im Jahre 1981 um schätzungs-
weise 21 Mrd DM stärker zugenommen haben, als 
es bei Parallelentwicklung von Lohnsteueraufkom-
men und Lohneinkommen der Fall gewesen wäre. 
Die erhöhte Steuerbelastung ist im wesentlichen 
der Geldentwertung und nicht einem erheblichen 
Anstieg der Realeinkommen zuzuschreiben. 

23. Um die Leistungsbereitschaft zu erhöhen, ist 
es wünschenswert, den finanzpolitischen Hand-
lungsspielraum für Steuersenkungen auszuschöp-
fen. Eine Möglichkeit bestünde darin, daß die Steu-
ersenkung statt — wie beschlossen — in zwei Etap-
pen in einem Schritt bereits 1986 erfolgt. Wenn wir 
die in den Ziffern 9 ff. beschriebenen Annahmen 
zugrunde legen, wäre der Finanzierungssaldo bei 
der einstufigen Entlastung im Jahre 1988 und da-
nach annähernd so hoch wie bei der zweistufigen 
Steuersenkung. Für die Jahre 1986 und 1987 ergäbe 
sich dagegen bei der einstufigen Lösung jeweils ein 
um schätzungsweise 6 Mrd DM höheres Defizit als 
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bei der zweistufigen, gleiches Ausgabenverhalten 
vorausgesetzt. Der Anstieg der Haushaltsfehlbe-
träge wäre also nicht dauerhaft, sondern auf zwei 
Jahre begrenzt. 

Unsere Schätzung berücksichtigt, daß die Aufkommens-
elastizität der Einkommensteuer nach einer Tarifermäßi-
gung erfahrungsgemäß ansteigt. Die Mindereinnahmen 
aus einer Tarifsenkung bei der Einkommensbesteuerung 
schlagen in den ersten Haushaltsjahren kassenmäßig noch 
nicht voll zu Buche. Das Defizit im Haushaltsjahr 1988 
wird bei der einstufigen Lösung aus diesen Gründen et-
was höher sein als bei der zweistufigen. Der Unterschied 
im Defizit wird jedoch schon 1987 geringer ausfallen, als 
wir geschätzt haben, weil nach unserer Auffassung die 
Steuerentlastung die Wachstumskräfte, möglicherweise 
sogar rasch, anregen wird; das Defizit könnte 1988 aus die-
ser Sicht sogar kleiner sein als bei der zweistufigen Ent-
lastung. 

24. Bei der einstufigen Steuerentlastung dürfte 
die Schuldensumme für die Gebietskörperschaften 
vom Jahre 1988 an etwas höher sein als bei der 
zweistufigen, mit entsprechenden Konsequenzen 
für die Zinsbelastung des Staates. Ob sich das Zins-
niveau bei einer steigenden Inanspruchnahme des 
Kapitalmarktes durch die öffentliche Hand in den 
beiden Jahren des größeren Kreditbedarfs der Ge-
bietskörperschaften erhöhen wird, erscheint zwei-
felhaft. Das wiederhergestellte Vertrauen in die So-
lidität der Staatsfinanzen dürfte durch einen vor-
übergehenden Anstieg der Defizite, der in einer 
Steuersenkung wurzelt, nicht erneut beeinträchtigt 
werden. Das Risiko eines Vertrauenseinbruches ist 
eher dann gegeben, wenn sich die Anzeichen dafür 
verstärken sollten, daß der Zuwachs der öffentli-
chen Ausgaben nicht in den vorgesehenen Grenzen 
gehalten werden kann. Im Rahmen einer Politik, 
die das Wirtschaftswachstum fördern will, darf die 
Konsolidierung nicht mit steigenden Steuerlasten 
erkauft werden; es gilt vielmehr die Staatsquote zu 
senken. Gelänge es, die dafür erforderliche Ausga-
bendisziplin zu wahren, könnte die für 1986 be-
schlossene Senkung der Steuern gegenüber einer 
weitergehenden Steuerentlastung insofern der bes-
sere Weg sein, als auf ihm ein stärkerer (Wieder-) 
Anstieg der Haushaltsdefizite vermieden werden 
könnte. 

25. Gleichwohl ist es erstrebenswert, daß die Ab-
gabenbelastung und insbesondere der Einkommen-
steuertarif schon im kommenden Jahr energischer 
gesenkt werden, als es bislang vorgesehen ist. Ord-
nungspolitisch und wachstumspolitisch ist es 
gleichermaßen dringlich, daß die Leistungsbereit-
schaft durch einen wirklich spürbaren Abbau des 
Anstiegs der Grenzsteuersätze wieder belebt wird. 
Die Entlastung der Einkommen durch eine solche 
Steuersenkung käme auch den Vorstellungen derje-
nigen entgegen, die stärker auf Nachfragepolitik 
setzen, als es hier geschieht. Schließlich scheint 
sich in der finanzpolitischen Praxis erneut zu bestä-
tigen, daß sich Ausgabendisziplin überhaupt nur bei 
einer „Politik der leeren Kassen" — oder sachlich 
zutreffender formuliert: bei höheren Haushaltsdefi-
ziten — wahren läßt. Zu dieser Befürchtung gibt die 
bereits erwähnte Tatsache Anlaß, daß sich der Fort-
schritt in der Konsolidierung im Jahre 1984 im Ver-

gleich zu den Erfolgen der Jahre 1982 und 1983 
deutlich verlangsamt hat. Seit dem Ende des Jahres 
1982 sind überdies vielfach Transferzahlungen auf-
gestockt oder zumindest Erhöhungen vorbereitet 
worden, die als Korrektur von Konsolidierungsmaß-
nahmen im Sozialbereich zu bewerten sind und 
großenteils erst in den kommenden Haushaltsjah-
ren ausgabenwirksam werden. Auf weitere künftige 
Belastungen des Bundeshaushalts ist bereits hinge-
wiesen worden (Ziffer 16). 

Sollten diese Indizien nicht trügen, wären die 
zweite und dritte Option unter dem Einfluß der „po-
litischen Sachzwänge" nicht mehr als gleichwertig 
anzusehen: Es wäre dann angezeigt, den finanzpoli-
tischen Handlungsspielraum für Steuersenkungen 
schon im Jahre 1986 weitergehend auszuschöpfen, 
als es derzeit vorgesehen ist, um durch sinkende 
Einnahmen einen Druck auf die Rückführung der 
Staatsquote auszuüben. 

26. Eine stärkere Senkung der Grenzsteuersätze 
ließe sich allerdings auch ohne ein neuerliches An-
wachsen der Haushaltsdefizite erreichen, indem die 
Steuerbelastung umstrukturiert wird. Für den neu-
erdings in den Vereinigten Staaten beschrittenen 
Weg, die Steuerbemessungsgrundlage zu verbrei-
tern und entsprechend die Steuersätze drastisch zu 
senken, hat der Sachverständigenrat bereits seit 
1983 geworben (JG 83 Ziffern 406 ff. und JG 84 Zif-
fern 450 ff., insbesondere 459). Eine große Steuerre-
form dieses Stils bedarf gründlicher Vorbereitung 
und ist deshalb kurzfristig nicht zu realisieren. Das 
schließt aber nicht aus, daß die Bundesregierung 
schon jetzt die Schwerpunkte ihrer künftigen Steu-
erpolitik formuliert, um das Vertrauen der Bürger 
in die längerfristige Entwicklung zu stärken und 
um vor allem die eigenen Entscheidungen an den 
längerfristigen Zielen zu orientieren. In diesem Zu-
sammenhang ist darauf hinzuweisen, daß der Sach-
verständigenrat nicht nur für eine Senkung des An-
stiegs und der absoluten Höhe der Grenzsteuersät-
ze, sondern auch für die steuerliche Entlastung der 
Investitionen plädiert hat. Er hat auf diesen zweiten 
Aspekt einer wachstumsfreundlichen Steuerpolitik 
in den letzten Jahren mehrfach hingewiesen und 
die entsprechenden Möglichkeiten zusammenfas-
send jüngst noch einmal dargestellt (JG 84 Ziffer 
462 ff.). 

27. Auf eine solche längerfristige Konzeption 
sollte schon die Einkommensteuersenkung des Jah-
res 1986 ausgerichtet werden. Auch ohne eine Erhö-
hung des Defizits ist es nämlich möglich, schon im 
nächsten Jahr die Grenzsteuersätze der Einkom-
mensteuer stärker zu ermäßigen, als dies bislang 
vorgesehen ist, indem die Steuerbelastung um-
strukturiert wird. Man braucht nur die „Vorschläge 
zur Senkung der Einkommen- und Lohnsteuer, 
steuerlichen Entlastung der Familien und für Um-
schichtungen im Steuersystem" aufzugreifen, die 
der Bundesminister der Finanzen im März 1984 un-
terbreitet hat. Einige dieser Vorschläge müßten sich 
noch 1985 im Gesetzgebungsverfahren verabschie-
den lassen, so daß sie im kommenden Jahr in Kraft 
treten könnten. Das gilt insbesondere für die zur 

 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode Drucksache 10/3575 

Diskussion gestellte Anhebung indirekter Steuern 
(Mineralölsteuer, Tabaksteuer, Versicherungsteuer 
und Branntweinsteuer), aber auch für die Abschaf-
fung einiger der dort genannten Steuervergünsti-
gungen. Schon die Realisierung eines Teils der in 
den Vorschlägen erörterten Möglichkeiten würde es 
erlauben — bei allen Unsicherheiten, die unver-
meidbar in solchen Rechnungen stecken —, die ge-
samte vorgesehene Einkommensteuersenkung 1986 
zu verwirklichen, ohne daß sich das von uns für die 
einstufige Steuerentlastung auf 6 Mrd DM ge-
schätzte zusätzliche Defizit ergäbe. Da eine Dek-
kung dieses zusätzlichen Fehlbetrages nur in den 
Haushaltsjahren 1986 und 1987 notwendig wird, 
könnten die Mehreinnahmen aus der Erhöhung der 
indirekten Steuern und dem Abbau von Steuerver-
günstigungen vom Jahre 1988 an für einen weiteren 
Abbau der Grenzsteuersätze bei der Einkommens-
besteuerung oder für die steuerliche Entlastung der 
Investitionen genutzt werden. 

Der Konsolidierungserfolg hängt allerdings bei die-
ser Lösung davon ab, daß Regierungen und Parla-
mente in Bund und Ländern Ausgabendisziplin 
wahren und den Ausgabenanstieg auf allenfalls 
3 vH jährlich begrenzen. Gelingt dies, so ist die 
Kombination von Konsolidierung und stärkerem 
Abbau der Grenzsteuersätze als bislang vorgesehen 
nach unserer Überzeugung der beste Weg zu dem 
Ziel, die Wachstumsdynamik zu fördern und damit 
die Chancen zu verbessern, daß die dringend benö-
tigten zusätzlichen Arbeitsplätze geschaffen wer-
den. 

28. Nachdem der Bundesrat der zweistufigen 
Steuersenkung 1986 und 1988 zugestimmt hat, er-
gäbe sich bei der einstufigen Einkommensteuersen-
kung nur kurzfristig ein zusätzliches Finanzaus-
gleichsproblem in den Jahren 1986 und 1987, das 
eventuell durch Bundeszuschüsse nach Artikel 106 
Absatz 4 Grundgesetz gelöst werden könnte. 

29. Die Umstrukturierung der Staatsausgaben ist 
in die falsche Richtung gelaufen. Das gilt insbeson-
dere für die Entwicklung der (offenen und verdeck-
ten)  Subventionen, die aus mehreren Gründen nicht 
hingenommen werden sollte. Betont sei nochmals, 
daß der Subventionsabbau nicht nur aus haushalts-
wirtschaftlichen, sondern auch aus wettbewerbspo-
litischen und vor allem aus wachstumspolitischen 
Gründen entschlossen in Angriff genommen wer-
den muß. Würden diese problematischen Ausgaben 
konsequent zurückgeführt, ließen sich nicht nur 
dringend benötigte Mittel für die Erfüllung anderer 
öffentlicher Aufgaben, sondern auch zusätzlicher 
Spielraum für den weiteren Abbau der Grenzsteu-
ersätze und für die steuerliche Entlastung von Inve-
stitionen gewinnen. 

30. Unbestritten ist, daß zumindest bei den Kom-
munen ein beträchtlicher Investitionsbedarf in ver-
schiedenen Bereichen besteht. Wichtige Aufgaben 
der Stadterneuerung und der Stadtentwicklung 
sind in den letzten Jahren wegen der Haushaltssi-
tuation der Gemeinden immer wieder zurückge-
stellt worden. So sind beispielsweise die Sanierung  

der Altdeponien, die Modernisierung der Abfallbe-
seitigung und die Sanierung der Abwassersysteme 
nicht in dem Maße vorangekommen, wie es aus 
Umweltschutzgründen erforderlich gewesen wäre. 

Die Haushaltssituation der einzelnen Gemeinden 
ist zwar sehr unterschiedlich, insgesamt gesehen 
aber inzwischen weit besser als die von Bund und 
Ländern. Trotzdem ist die Investitionsneigung der 
Gemeinden gering. Dies ist auch auf deren Unsi-
cherheit über die weitere Einnahmenentwicklung 
zurückzuführen. Die beschlossene Senkung der 
Einkommensteuer mindert die Einnahmen der 
Kommunen; offen ist, inwieweit dies durch die Be-
teiligung an dem erhöhten Länderanteil der Um-
satzsteuer ausgeglichen wird. Einige Länder haben 
sich vorbehalten, zur Konsolidierung ihrer Haus-
halte die Regelungen für den kommunalen Finanz-
ausgleich erneut zu ändern. Schließlich muß damit 
gerechnet werden, daß die Gewerbesteuer im Rah-
men einer Steuerreform abgeschafft wird. Es ist 
deshalb bedauerlich, daß der vom Wissenschaftli-
chen Beirat beim Bundesministerium der Finanzen 
und wiederholt vom Sachverständigenrat unterbrei-
tete Vorschlag, die Gewerbesteuer durch eine Wert

-

schöpfungsteuer zu ersetzen und das Aufkommen 
dieser Abgabe den Gemeinden zuzuweisen, vom Ge-
setzgeber bislang nicht aufgegriffen wurde (SG 82 
Ziffern 79 ff., JG 82 Ziffer 240, JG 83 Ziffern 399 ff. 
und JG 84 Ziffer 470). 

Eine baldige Einigung über eine solche Reform 
würde die Unsicherheit der Gemeinden, wie sie den 
Kapitaldienst für neu aufzunehmende Kredite mit-
telfristig und gegebenenfalls langfristig überhaupt 
leisten können, weitgehend abbauen. Wenn die 
Kommunen fest mit einer stabilen Basis und mög-
lichst auch mit einer Verbesserung der eigenen 
Steuereinnahmen rechnen können, sind auch befri-
stete Finanzierungshilfen für eine Erhöhung der In-
vestitionsausgaben — gewissermaßen im Vorgriff 
auf das später ohnehin Vorgesehene — vertretbar. 
Die Kommunen werden dann Kosten und Nutzen 
ihrer Maßnahmen bewerten, das heißt Effizienzkri-
terien anlegen. 

Allerdings ist sowohl in diesem Falle als auch bei 
allen anderen investiven Vorhaben zu beachten, 
daß eine Ausweitung dieser Ausgaben ebenfalls nur 
in einem Rahmen möglich ist, der die Konsolidie-
rungsbemühungen nicht durchkreuzt. Das bedeutet, 
daß der Zuwachs der Investitionsausgaben im we-
sentlichen aus Einsparungen bei anderen Etatposi-
tionen, namentlich bei den Subventionen, finanziert 
werden muß, damit der Pfad eines allenfalls drei-
prozentigen Ausgabenzuwachses nicht verlassen 
wird. 

Gegen konjunkturpolitische Bauprogramme 

31. Die auf schnelle Verminderung der Arbeitslo-
sigkeit gerichteten wirtschaftspolitischen Aktionen 
und Vorschläge konzentrieren sich gegenwärtig auf 
die private Bauförderung sowie auf öffentliche In-
vestitionen mit hohem Anteil der Bauleistungen. 
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Nach dem gegenwärtigen Informationsstand wird 
in der Bundesregierung folgendes erwogen: 

— Die Stadterneuerung soll gefördert werden, in-
dem der Bund seine Verpflichtungsermächti-
gungen für die Jahre 1986 und 1987 verdreifacht. 
Zusammen mit der Verpflichtung von Ländern 
und Gemeinden, ihre Mittel zu verdoppeln, sol-
len damit pro Jahr rund 2 1 /2 Mrd DM zur Verfü-
gung gestellt werden. 

— Für Gemeindeinvestitionen, insbesondere im 
Umweltschutz, in der Grundwasserversorgung, 
Abwasserreinigung und Abfallbeseitigung , sol-
len in den Jahren 1986 und 1987- zusätzliche zins-
günstige ERP-Darlehen der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau von jeweils rund 800 Mio DM ge-
währt werden. 

Die Modernisierung des Wohneigentums soll 
durch erweiterte Anwendung des § 82 a EStDV 
auf Umweltschutz und Bestandspflege begün-
stigt werden. 

— Die Abschreibungsfrist für Wirtschaftsbauten 
soll von 50 Jahren auf 25 Jahre herabgesetzt 
werden. Der lineare Abschreibungssatz würde 
damit auf 4 vH pro Jahr steigen, in der degressi-
ven Abschreibungsstaffel sollen höhere Ab-
schreibungen in den Anfangsjahren vorgenom-
men werden können. Die Steuerausfälle werden 
auf zunächst 600 Mio DM, danach auf 1 Mrd DM 
geschätzt. 

Weiter noch als die gegenwärtigen Planungen der 
Bundesregierung gehen die von verschiedenen Sei-
ten gestellten Forderungen, auch den Neubau von 
Wohnungen zu fördern, und umfangreiche Sonder-
programme, insbesondere für den Umweltschutz 
und das Energiesparen, aufzulegen. 

32. Stadterneuerung und Umweltschutz, Wasser-
versorgung und Entsorgungssysteme bilden 
Schwerpunkte künftiger kommunaler Investitions-
tätigkeit. Insoweit setzen die von der Bundesregie-
rung geplanten Förderungsmaßnahmen einen Ak-
zent, der den Aufgaben in den Gemeinden ent-
spricht. Die Planung der Investitionen aufgrund der 
besonderen Gegebenheiten und der Prioritäten der 
einzelnen Gemeinden sowie die Durchführung die-
ser Investitionen erfordern nicht nur eine langfri-
stig gesicherte Finanzierung, sondern auch Finan-
zierungsformen, bei denen die Nutzen und die Ko-
sten der einzelnen Maßnahmen unverzerrt bewer-
tet werden. Bei den von der Bundesregierung ge-
planten Maßnahmen steht die schnelle Hilfe zugun-
sten der Bauwirtschaft im Vordergrund, nicht die 
bestmögliche Erfüllung der alten und neuen Aufga-
ben gemeindlicher Entwicklung und Erneuerung. 
Die geplanten Maßnahmen bieten nicht die Per-
spektive einer langfristig sicheren Finanzierung. 
Soweit Formen der Mischfinanzierung durch Bund, 
Länder und Gemeinden angewandt werden, führen 
sie außerdem zu einer verzerrten Bewertung der 
Investitionsvorhaben durch die Gemeinden. 

Mit der Ankündigung, das Gemeindefinanzsystem 
auf eine dauerhafte, stabile Grundlage zu stellen, 

wäre eine entschieden bessere Basis für die Pla-
nung der Gemeindeinvestitionen geschaffen wor-
den. Auch kurzfristig könnte sich dies als wirksa-
mer erweisen als die jetzt vorgesehenen Maßnah-
men. 

33. Im Aktionsprogramm der Bundesregierung ist 
eine verstärkte Förderung des Neubaus von Woh-
nungen nicht vorgesehen. Das ist gut so. Mit sol-
chen Maßnahmen würden die bestehenden Markt-
ungleichgewichte nur noch verschärft, den schon 
vorhandenen Leerständen würden weitere hinzuge-
fügt, die Relation der erzielbaren Mieten zu den 
Kosten des Wohnens würde noch weiter verschlech-
tert werden. Zwangsläufige Folge wäre ein noch tie-
ferer Einbruch der Wohnungsneubautätigkeit in 
den folgenden Jahren. 

Die von der Bundesregierung geplante Modernisie-
rungsförderung für Wohneigentum steht im Wider-
spruch zu der beschlossenen Privatgutlösung. Die 
Steuerbefreiung für das selbstgenutzte Wohneigen

-

turn  läßt es steuersystematisch nicht zu, Sonderab-
schreibungen für die Bestandspflege und den Um-
weltschutz zu gewähren. Die Modernisierungsför-
derung würde vermutlich beträchtliche Mitnah-
meeffekte auslösen, weil die Pflege des Wohnungs-
bestands ohnehin mit den Wünschen und dem In-
teresse der Wohnungseigentümer im Einklang 
steht. Wo es nicht zu Mitnahmeeffekten kommt, 
würden mit der Förderung der Wohnungsmoderni-
sierung Investitionen angeregt, die sonst unterblie-
ben wären, weil die Eigentümer die Kosten höher 
einschätzen als den Nutzen. 

In der öffentlichen Diskussion ist vorgeschlagen 
worden, den Zeitpunkt für die neue steuerliche Re-
gelung des selbstgenutzten Wohneigentums zeitlich 
vorzuverlegen, um dadurch den Wohnungsneubau 
anzuregen. Die Bundesregierung hat sich diesen 
Vorschlag nicht zu eigen gemacht. Ob die ange-
strebte Zunahme des Wohnungsneubaus tatsäch-
lich auf diesem Wege erreicht werden kann, scheint 
zweifelhaft. So wird nach dem noch geltenden 
Recht der Bau eines zum Teil selbstgenutzten Zwei-
familienhauses steuerlich stärker gefördert, als dies 
nach der vorgesehenen Rechtsänderung der Fall 
sein wird. Für den Bauherren eines selbstgenutzten 
Einfamilienhauses hängt es von der Anzahl der 
Kinder, der Höhe der Herstellungskosten und ande-
rem mehr ab, ob die neue Regelung für ihn steuer-
lich vorteilhafter ist. Zur Zeit kann er die Möglich-
keit eines erweiterten Schuldzinsenabzuges noch 
für solche Bauvorhaben nutzen, die bis Ende 1986 
fertiggestellt werden. Dies bedeutet eine hohe An-
fangsentlastung für viele Bauherren. 

34. Die geplante Verkürzung des Abschreibungs-
zeitraums für Wirtschaftsbauten wird offenkundig 
allein von dem Ziel bestimmt, die Bautätigkeit an-
zuregen. Eine Verkürzung der Abschreibungsfri-
sten läßt sich nur dann vertreten, wenn sie mit der 
voraussehbaren tatsächlichen Nutzungsdauer kor-
respondiert. Bei der geplanten pauschalen Verkür-
zung der Abschreibungsdauer findet dieser Aspekt 
offenbar keine Berücksichtigung. Eine differen- 

 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/3575  

zierte Regelung, die den wirtschaftlichen Verwen-
dungsbedingungen der verschiedenen Gebäudety-
pen Rechnung trägt, ist einer pauschalen Kürzung 
der Nutzungsdauer entschieden vorzuziehen. 

Es ist in Erinnerung zu rufen, daß die Staffel der 
degressiven Abschreibung seit Mitte der siebziger 
Jahre mehrmals geändert worden ist. Zuletzt wurde 
der Eingangssatz von 3,5 vH auf 5 vH erhöht, jetzt 
soll er weiter auf 10 vH gesteigert werden, ohne daß 
dies mit Argumenten zum zeitlichen Verlauf der 
Gebäudewerte während der Nutzung begründet 
worden ist. 

Eine Kürzung der Abschreibungszeiten nur für 
neue Gebäude würde außerdem die steuerliche 
Gleichbehandlung von Neubauten und Bestandser-
neuerungen in Frage stellen. Heute können um-
fangreiche Sanierungsmaßnahmen an bestehenden 
Betriebsgebäuden oft nicht mehr als Erhaltungs

-

aufwand geltend gemacht werden. Sie stellen somit 
nachträglichen Herstellungsaufwand dar. Dieser 
kann in vielen Fällen nur noch linear abgeschrie-
ben werden. Dadurch werden durchgreifende Sa-
nierungsmaßnahmen schlechter gestellt als Neu-
bauten. 

35. Die Beschäftigungswirkung der geplanten För-
derungsmaßnahmen zugunsten der Bauwirtschaft 
ist ungewiß. Temporär, solange die Maßnahmen 
wirken, wird es sicherlich zu einer Mehrbeschäfti-
gung im Hochbau und im Tiefbau kommen; ob das 
ausreicht, die Beschäftigungsentwicklung in der 
Bauwirtschaft mehr als zeitweise umzukehren, er-
scheint zweifelhaft. Der kurzfristige Beschäfti-
gungserfolg muß nach allen Erfahrungen mit frühe-
ren Bauprogrammen auf mittlere und längere Sicht 
durch erneute Beschäftigungseinbrüche erkauft 
werden. 








